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Ausgewählte Änderungen im EStG und KStG in der Fassung des SEStEG vom 
12.12.2006 
 
Änderungen im Einkommensteuergesetz 
 
§ 4 EStG Gewinnbegriff im Allgemeinen 
 
(1)1 Gewinn ist der Unterschiedsbetrag zwischen 
dem Betriebsvermögen am Schluss des Wirt-
schaftsjahres und dem Betriebsvermögen am 
Schluss des vorangegangenen Wirtschaftsjahres, 
vermehrt um den Wert der Entnahmen und ver-
mindert um den Wert der Einlagen. 2 Entnahmen 
sind alle Wirtschaftsgüter (Barentnahmen, Waren, 
Erzeugnisse, Nutzungen und Leistungen), die der 
Steuerpflichtige dem Betrieb für sich, für seinen 
Haushalt oder für andere betriebsfremde Zwecke 
im Laufe des Wirtschaftsjahres entnommen hat.  
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

3 Ein Wirtschaftsgut wird nicht dadurch entnom-
men, dass der Steuerpflichtige zur Gewinnermitt-
lung nach Absatz 3 oder nach § 13a übergeht. 4 
Eine Änderung der Nutzung eines Wirtschafts-
guts, die bei Gewinnermittlung nach Satz 1 keine 
Entnahme ist, ist auch bei Gewinnermittlung nach 
Absatz 3 oder nach § 13a keine Entnahme.  
 
5 Einlagen sind alle Wirtschaftsgüter (Bareinzah-
lungen und sonstige Wirtschaftsgüter), die der 
Steuerpflichtige dem Betrieb im Laufe des Wirt-

§ 4 EStG Gewinnbegriff im Allgemeinen 
 
(1)1 Gewinn ist der Unterschiedsbetrag zwischen 
dem Betriebsvermögen am Schluss des Wirt-
schaftsjahres und dem Betriebsvermögen am 
Schluss des vorangegangenen Wirtschaftsjahres, 
vermehrt um den Wert der Entnahmen und ver-
mindert um den Wert der Einlagen. 2 Entnahmen 
sind alle Wirtschaftsgüter (Barentnahmen, Waren, 
Erzeugnisse, Nutzungen und Leistungen), die der 
Steuerpflichtige dem Betrieb für sich, für seinen 
Haushalt oder für andere betriebsfremde Zwecke 
im Laufe des Wirtschaftsjahres entnommen hat. 
3Einer Entnahme für betriebsfremde Zwecke 
steht der Ausschluss oder die Beschränkung 
des Besteuerungsrechts der Bundesrepublik 
Deutschland hinsichtlich des Gewinns aus der 
Veräußerung eines Wirtschaftsguts gleich. 
4Satz 3 gilt nicht für Anteile an einer Europäi-
schen Gesellschaft oder Europäischen Genos-
senschaft in den Fällen der Sitzverlegung der 
Europäischen Gesellschaft gemäß Artikel 8 
der Verordnung (EG) Nr. 2157/2001 des Rates 
vom B. Oktober 2001 (ABI. EU Nr. L 294 S. 
1), zuletzt geändert durch Verordnung (EG) 
Nr. 885/2004 des Rates vom 26. April 2004 
(ABI. EU Nr. L 168 S. 1) und der Sitzverle-
gung der Europäischen Genossenschaft gemäß 
Art. 7 der Verordnung (EG) Nr. 1435/2003 des 
Rates vom 22. Juli 2003 (ABI. EG Nr. L 207 S. 
1). 5In diesen Fällen ist der Gewinn aus einer 
späteren Veräußerung der Anteile ungeachtet 
der Bestimmungen eines Doppelbesteuerungs-
abkommens in der gleichen Art und Weise zu 
besteuern, wie die Veräußerung dieser Anteile 
an der Europäischen Gesellschaft oder Euro-
päischen Genossenschaft zu besteuern gewesen 
wäre, wenn keine Sitzverlegung stattgefunden 
hätte. 6Ein Wirtschaftsgut wird nicht dadurch 
entnommen, dass der Steuerpflichtige zur Gewin-
nermittlung nach Absatz 3 oder nach § 13a über-
geht. 7Eine Änderung der Nutzung eines Wirt-
schaftsguts, die bei Gewinnermittlung nach Satz 1 
keine Entnahme ist, ist auch bei Gewinnermitt-
lung nach Absatz 3 oder nach § 13a keine Ent-
nahme. 8Einlagen sind alle Wirtschaftsgüter 
(Bareinzahlungen und sonstige Wirtschaftsgü-
ter), die der Steuerpflichtige dem Betrieb im 
Laufe des Wirtschaftsjahres zugeführt hat; 
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schaftsjahres zugeführt hat.  
 
 
 
 
6 Bei der Ermittlung des Gewinns sind die Vor-
schriften über die Betriebsausgaben, über die 
Bewertung und über die Absetzung für Abnut-
zung oder Substanzverringerung zu befolgen. 

einer Einlage steht die Begründung des Be-
steuerungsrechts der Bundesrepublik 
Deutschland hinsichtlich des Gewinns aus der 
Veräußerung eines Wirtschaftsguts gleich. 
9 Bei der Ermittlung des Gewinns sind die Vor-
schriften über die Betriebsausgaben, über die 
Bewertung und über die Absetzung für Abnut-
zung oder Substanzverringerung zu befolgen. 

 
 

 
  

§ 4g 
Bildung eines Ausgleichspostens bei Ent-
nahme nach § 4 Abs. 1 Satz 3 

 
(1) 1 Ein unbeschränkt Steuerpflichtiger 
kann in Höhe des Unterschiedsbetrags zwi-
schen dem Buchwert und dem nach § 6 
Abs. 1 Nr. 4 Satz 1 zweiter Halbsatz anzu-
setzenden Wert eines Wirtschaftsguts des 
Anlagevermögens auf Antrag einen Aus-
gleichsposten bilden, soweit das Wirt-
schaftsgut infolge seiner Zuordnung zu ei-
ner Betriebsstätte desselben Steuerpflichti-
gen in einem anderen Mitgliedstaat der Eu-
ropäischen Union gemäß § 4 Abs. 1 Satz 3 
als entnommen gilt. 2 Der Ausgleichsposten 
ist für jedes Wirtschaftsgut getrennt aus-
zuweisen. 3 Das Antragsrecht kann für je-
des Wirtschaftsjahr nur einheitlich für 
sämtliche Wirtschaftsgüter ausgeübt wer-
den. Der Antrag ist unwiderruflich. Die 
Vorschriften des Umwandlungssteuergeset-
zes bleiben unberührt. 

  
(2) 1 Der Ausgleichsposten ist im Wirt-
schaftsjahr der Bildung und in den vier fol-
genden Wirtschaftsjahren zu jeweils einem 
Fünftel gewinnerhöhend aufzulösen. Er ist 
in vollem Umfang gewinnerhöhend aufzulö-
sen,  

 
1. wenn das als entnommen geltende Wirt-

schaftsgut aus dem Betriebsvermögen 
des Steuerpflichtigen ausscheidet, 

 
2. wenn das als entnommen geltende Wirt-

schaftsgut aus der Besteuerungshoheit 
der Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union ausscheidet oder 

 
3. wenn die stillen Reserven des als ent-

nommen geltenden Wirtschaftsgutes im 
Ausland aufgedeckt werden oder in ent-
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sprechender Anwendung der Vorschrif-
ten des deutschen Steuerrechts hätten 
aufgedeckt werden müssen.  

 
(3) 1 Wird die Zuordnung eines Wirt-
schaftsguts zu einer anderen Betriebsstätte 
des Steuerpflichtigen in einem anderen Mit-
gliedstaat der Europäischen Union im Sinne 
des Absatzes 1 innerhalb der tatsächlichen 
Nutzungsdauer, spätestens jedoch vor Ab-
lauf von fünf Jahren nach Änderung der 
Zuordnung, aufgehoben, ist der für dieses 
Wirtschaftsgut gebildete Ausgleichsposten 
ohne Auswirkungen auf den Gewinn aufzu-
lösen und das Wirtschaftsgut mit den fort-
geführten Anschaffungskosten, erhöht um 
zwischenzeitlich gewinnerhöhend berück-
sichtigte Auflösungsbeträge im Sinne des 
Absatzes 2 und 5 Satz 2 und um den Unter-
schiedsbetrag zwischen dem Rückfüh-
rungswert und dem Buchwert im Zeitpunkt 
der Rückführung, höchstens jedoch mit 
dem gemeinen Wert, anzusetzen. 2 Die Auf-
hebung der geänderten Zuordnung ist ein 
Ereignis im Sinne des § 175 Abs. 1 Nr. 2 der 
Abgabenordnung. 

 
(4) 1 Die Absätze 1 bis 4 finden entspre-
chende Anwendung bei der Ermittlung des 
Überschusses der Betriebseinnahmen über 
die Betriebsausgaben gemäß § 4 Abs. 3. 
Wirtschaftsgüter, für die ein Ausgleichspos-
ten nach Absatz 1 gebildet worden ist, sind 
in ein laufend zu führendes Verzeichnis 
aufzunehmen. 2 Der Steuerpflichtige hat 
darüber hinaus Aufzeichnungen zu führen, 
aus denen die Bildung und Auflösung der 
Ausgleichsposten hervorgeht. 3 Die Auf-
zeichnungen nach den Sätzen 2 und 3 sind 
der Steuererklärung beizufügen. 

 
(5) 1 Der Steuerpflichtige ist verpflichtet, der 
zuständigen Finanzbehörde die Entnahme o-
der ein Ereignis im Sinne des Absatzes 2 un-
verzüglich anzuzeigen. 2 Kommt der Steuer-
pflichtige dieser Anzeigepflicht, seinen Auf-
zeichnungspflichten nach Absatz 4 oder seinen 
sonstigen Mitwirkungspflichten im Sinne der 
§ 90 der Abgabenordnung nicht nach, ist der 
Ausgleichsposten dieses Wirtschaftsgutes ge-
winnerhöhend aufzulösen. 
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§ 15 EStG 
(1a) 1 In den Fällen des § 4 Abs. 1 Satz 4 ist 
der Gewinn aus einer späteren Veräuße-
rung der Anteile ungeachtet der Bestim-
mungen eines Abkommens zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung in der gleichen Art 
und Weise zu besteuern, wie die Veräuße-
rung dieser Anteile an der Europäischen 
Gesellschaft oder Europäischen Genossen-
schaft zu besteuern gewesen wäre, wenn 
keine Sitzverlegung stattgefunden hätte. 2 

Dies gilt auch, wenn später die Anteile ver-
deckt in eine Kapitalgesellschaft eingelegt 
werden, die Europäische Gesellschaft oder 
Europäische Genossenschaft aufgelöst wird 
oder wenn ihr Kapital herabgesetzt und zu-
rückgezahlt wird oder wenn Beträge aus 
dem steuerlichen Einlagenkonto im Sinne 
des § 27 des Körperschaftsteuergesetzes 
ausgeschüttet oder zurückgezahlt werden. 

 
§ 17 EStG Veräußerung von Anteilen an Kapital-
gesellschaften 
 
[…] 
(2)1 Veräußerungsgewinn im Sinne des Absatzes 
1 ist der Betrag, um den der Veräußerungspreis 
nach Abzug der Veräußerungskosten die An-
schaffungskosten übersteigt. 2 In den Fällen des 
Absatzes 1 Satz 2 tritt an die Stelle des Veräuße-
rungspreises der Anteile ihr gemeiner Wert.  
 
 
 
 
 
 
3Hat der Veräußerer den veräußerten Anteil un-
entgeltlich erworben, so sind als Anschaffungs-
kosten des Anteils die Anschaffungskosten des 
Rechtsvorgängers maßgebend, der den Anteil zu-
letzt entgeltlich erworben hat. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
[…] 

 
§ 17 EStG Veräußerung von Anteilen an Kapital-
gesellschaften 
 
[…] 
(2)1 Veräußerungsgewinn im Sinne des Absatzes 
1 ist der Betrag, um den der Veräußerungspreis 
nach Abzug der Veräußerungskosten die An-
schaffungskosten übersteigt. 2 In den Fällen des 
Absatzes 1 Satz 2 tritt an die Stelle des Veräuße-
rungspreises der Anteile ihr gemeiner Wert. 
3Weist der Veräußerer nach, dass ihm die An-
teile bereits im Zeitpunkt der Begründung der 
unbeschränkten Steuerpflicht nach § 1 Abs. 1 
zuzurechnen waren und dass der bis zu diesem 
Zeitpunkt entstandene Vermögenszuwachs auf 
Grund gesetzlicher Bestimmungen des Weg-
zugsstaats im Wegzugsstaat einer der Steuer 
nach § 6 des Außensteuergesetzes vergleichba-
ren Steuer unterlegen hat, tritt an die Stelle 
der Anschaffungskosten der Wert, den der 
Wegzugsstaat bei der Berechnung der der 
Steuer nach § 6 des Außensteuergesetzes ver-
gleichbaren Steuer angesetzt hat, höchstens 
jedoch der gemeine Wert. Satz 3 ist in den Fäl-
len des § 6 Abs. 3 des Außensteuergesetzes 
nicht anzuwenden. 4Hat der Veräußerer den ver-
äußerten Anteil unentgeltlich erworben, so sind 
als Anschaffungskosten des Anteils die Anschaf-
fungskosten des Rechtsvorgängers maßgebend, 
der den Anteil zuletzt entgeltlich erworben hat. 
 
 
[…] 
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(4)1 Die Absätze 1 bis 3 sind entsprechend anzu-
wenden, wenn eine Kapitalgesellschaft aufgelöst 
wird oder wenn ihr Kapital herabgesetzt und zu-
rückgezahlt wird oder wenn Beträge aus dem 
steuerlichen Einlagekonto im Sinne des § 27 des 
Körperschaftsteuergesetzes ausgeschüttet oder 
zurückgezahlt werden. 2 In diesen Fällen ist als 
Veräußerungspreis der gemeine Wert des dem 
Steuerpflichtigen zugeteilten oder zurückgezahl-
ten Vermögens der Kapitalgesellschaft anzuse-
hen. 3 Satz 1 gilt nicht, soweit die Bezüge nach § 
20 Abs. 1 Nr. 1 oder Nr. 2 zu den Einnahmen aus 
Kapitalvermögen gehören. 
 
 

(4) 1 Als Veräußerung im Sinne des Absatzes 1 
gilt auch die Auflösung einer Kapitalgesell-
schaft, die Kapitalherabsetzung, wenn das Ka-
pital zurückgezahlt wird, und die Ausschüt-
tung oder Zurückzahlung von Beträgen aus 
dem steuerlichen Einlagenkonto im Sinne des § 
27 des Körperschaftsteuergesetzes. 
 
(5) 1 Die Beschränkung oder der Ausschluss des 
Besteuerungsrechts der Bundesrepublik Deutsch-
land hinsichtlich des Gewinns aus der Veräuße-
rung der Anteile an einer Kapitalgesellschaft im 
Fall der Verlegung des Sitzes oder des Orts der 
Geschäftsleitung der Kapitalgesellschaft in einen 
anderen Staat stehen der Veräußerung der Antei-
le zum gemeinen Wert gleich. 2 Dies gilt nicht in 
den Fällen der Sitzverlegung einer Europäischen 
Gesellschaft nach Artikel 8 der Verordnung 
(EG) Nr. 2157/2001 und der Sitzverlegung einer 
anderen Kapitalgesellschaft in einen anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Union. 3 In die-
sen Fällen ist der Gewinn aus einer späteren Ver-
äußerung der Anteile ungeachtet der Bestimmun-
gen eines Abkommens zur Vermeidung der Dop-
pelbesteuerung in der gleichen Art und Weise zu 
besteuern, wie die Veräußerung dieser Anteile zu 
besteuern gewesen wäre, wenn keine Sitzverle-
gung stattgefunden hätte. 4 § 15 Abs. 1a Satz 2 
ist entsprechend anzuwenden. 
 
(6) 1 Als Anteile im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 
gelten auch Anteile an Kapitalgesellschaften, 
an denen der Veräußerer innerhalb der letzten 
fünf Jahre am Kapital der Gesellschaft nicht 
unmittelbar oder mittelbar zu mindestens 1 
Prozent beteiligt war, wenn 

1. die Anteile auf Grund eines Einbrin-
gungsvorgangs im Sinne des Umwand-
lungssteuergesetzes, bei dem nicht der 
gemeine Wert zum Ansatz kam, erwor-
ben wurden und 

2. zum Einbringungszeitpunkt für die ein-
gebrachten Anteile die Voraussetzungen 
von Absatz 1 Satz 1 erfüllt waren oder 
die Anteile auf einer Sacheinlage im Sin-
ne von § 20 Abs. 1 des Umwandlungs-
steuergesetzes vom 7. Dezember 2006 
(BGBl. I S. 2782) in der jeweils geltenden 
Fassung beruhen. 

 
(7) 1 Die Absätze 1 bis 6 geltend entsprechend 
für die Gewinne aus der Veräußerung von An-
teilen an einer Erwerbs- und Wirtschaftsge-
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nossenschaft einschließlich der Europäischen 
Genossenschaft. 
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Änderungen im Körperschaftsteuergesetz 
 
 
§ 1 KStG Unbeschränkte Steuerpflicht 
 
(1) 1Unbeschränkt körperschaftsteuerpflichtig 
sind die folgenden Körperschaften, Personenver-
einigungen und Vermögensmassen, die ihre Ge-
schäftsleitung oder ihren Sitz im Inland haben: 
1. Kapitalgesellschaften (Aktiengesellschaften, 
Kommanditgesellschaften auf Aktien, Gesell-
schaften mit beschränkter Haftung); 
 
2. Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften; 
 
 
3. Versicherungs- und Pensionsfondsvereine auf 
Gegenseitigkeit; 
4. sonstige juristische Personen des privaten 
Rechts; 
5. nichtrechtsfähige Vereine, Anstalten, Stiftun-
gen und andere Zweckvermögen des privaten 
Rechts; 
6. Betriebe gewerblicher Art von juristischen Per-
sonen des öffentlichen Rechts. 
 
(2) 1Die unbeschränkte Körperschaftsteuerpflicht 
erstreckt sich auf sämtliche Einkünfte. 
 
(3) 1Zum Inland im Sinne dieses Gesetzes gehört 
auch der der Bundesrepublik Deutschland zuste-
hende Anteil am Festlandsockel, soweit dort Na-
turschätze des Meeresgrundes und des Meeresun-
tergrundes erforscht oder ausgebeutet werden. 
 
 

§ 1 KStG Unbeschränkte Steuerpflicht 
 
(1) 1Unbeschränkt körperschaftsteuerpflichtig 
sind die folgenden Körperschaften, Personenver-
einigungen und Vermögensmassen, die ihre Ge-
schäftsleitung oder ihren Sitz im Inland haben: 
1. Kapitalgesellschaften (insbesondere Euro-
päische Gesellschaft, Aktiengesellschaften, 
Kommanditgesellschaften auf Aktien, Gesell-
schaften mit beschränkter Haftung); 
2. Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften 
einschließlich der Europäischen Genossen-
schaften; 
3. Versicherungs- und Pensionsfondsvereine auf 
Gegenseitigkeit; 
4. sonstige juristische Personen des privaten 
Rechts; 
5. nichtrechtsfähige Vereine, Anstalten, Stiftun-
gen und andere Zweckvermögen des privaten 
Rechts; 
6. Betriebe gewerblicher Art von juristischen Per-
sonen des öffentlichen Rechts. 
 
(2) 1Die unbeschränkte Körperschaftsteuerpflicht 
erstreckt sich auf sämtliche Einkünfte. 
 
(3) 1Zum Inland im Sinne dieses Gesetzes gehört 
auch der der Bundesrepublik Deutschland zuste-
hende Anteil am Festlandsockel, soweit dort Na-
turschätze des Meeresgrundes und des Meeresun-
tergrundes erforscht oder ausgebeutet werden. 
 

§ 8 KStG Ermittlung des Einkommens 
 
(1) 1Was als Einkommen gilt und wie das Ein-
kommen zu ermitteln ist, bestimmt sich nach den 
Vorschriften des Einkommensteuergesetzes und 
dieses Gesetzes. 2 Bei den inländischen öffent-
lich-rechtlichen Rundfunkanstalten beträgt das 
Einkommen aus dem Geschäft der Veranstaltung 
von Werbesendungen 16 vom Hundert der Ent-
gelte (§ 10 Abs. 1 des Umsatzsteuergesetzes) aus 
Werbesendungen. 
(2) 1 Bei Steuerpflichtigen, die nach den Vor-
schriften des Handelsgesetzbuchs zur Führung 
von Büchern verpflichtet sind, sind alle Einkünfte 
als Einkünfte aus Gewerbebetrieb zu behandeln. 
 

§ 8 KStG Ermittlung des Einkommens 
 
(1) 1Was als Einkommen gilt und wie das Ein-
kommen zu ermitteln ist, bestimmt sich nach den 
Vorschriften des Einkommensteuergesetzes und 
dieses Gesetzes. 2 Bei den inländischen öffent-
lich-rechtlichen Rundfunkanstalten beträgt das 
Einkommen aus dem Geschäft der Veranstaltung 
von Werbesendungen 16 vom Hundert der Ent-
gelte (§ 10 Abs. 1 des Umsatzsteuergesetzes) aus 
Werbesendungen. 
(2) 1 Bei unbeschränkt Steuerpflichtigen im 
Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 sind alle Ein-
künfte als Einkünfte aus Gewerbebetrieb zu 
behandeln. 
 



 

FRDB01 78598822.1   

8

[…] 
 

[…] 

§ 8b KStG Beteiligung an anderen Körperschaf-
ten und Personenvereinigungen 
 
[…] 
 
(2) 1 Bei der Ermittlung des Einkommens bleiben 
Gewinne aus der Veräußerung eines Anteils an 
einer Körperschaft oder Personenvereinigung, 
deren Leistungen beim Empfänger zu Einnahmen 
im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 1, 2, 9 und 10 Buch-
stabe a des Einkommensteuergesetzes gehören, 
oder an einer Organgesellschaft im Sinne der §§ 
14, 17 oder 18 außer Ansatz. 2 Veräußerungsge-
winn im Sinne des Satzes 1 ist der Betrag, um den 
der Veräußerungspreis oder der an dessen Stelle 
tretende Wert nach Abzug der Veräußerungskos-
ten den Wert übersteigt, der sich nach den Vor-
schriften über die steuerliche Gewinnermittlung 
im Zeitpunkt der Veräußerung ergibt (Buchwert). 
3 Satz 1 gilt entsprechend für Gewinne aus der 
Auflösung oder der Herabsetzung des Nennkapi-
tals oder aus dem Ansatz des in § 6 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2 Satz 3 des Einkommensteuergesetzes be-
zeichneten Werts sowie Gewinne im Sinne des § 
21 Abs. 2 des Umwandlungssteuergesetzes. 4 Die 
Sätze 1 und 3 gelten nicht, soweit der Anteil in 
früheren Jahren steuerwirksam auf den niedrige-
ren Teilwert abgeschrieben und die Gewinnmin-
derung nicht durch den Ansatz eines höheren 
Werts ausgeglichen worden ist. 5 Veräußerung im 
vorstehenden Sinne ist auch die verdeckte Einla-
ge. 
 
 
 
 
 
[…] 
 
(4) 1Absatz 2 ist nur anzuwenden, soweit die An-
teile nicht 
1. einbringungsgeboren im Sinne des § 21 des 
Umwandlungssteuergesetzes sind oder 
2. durch eine Körperschaft, Personenvereinigung 
oder Vermögensmasse unmittelbar, mittelbar oder 
mittelbar über eine Mitunternehmerschaft von 
einem Einbringenden, der nicht zu den von Ab-
satz 2 begünstigten Steuerpflichtigen gehört, zu 
einem Wert unter dem Teilwert erworben worden 
sind. 
2 Satz 1 gilt nicht, 
1. wenn der in Absatz 2 bezeichnete Vorgang 
später als sieben Jahre nach der Einbringung statt-

§ 8b KStG Beteiligung an anderen Körperschaf-
ten und Personenvereinigungen 
 
[…] 
 
(2) 1 Bei der Ermittlung des Einkommens bleiben 
Gewinne aus der Veräußerung eines Anteils an 
einer Körperschaft oder Personenvereinigung, 
deren Leistungen beim Empfänger zu Einnahmen 
im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 1, 2, 9 und 10 Buch-
stabe a des Einkommensteuergesetzes gehören, 
oder an einer Organgesellschaft im Sinne der §§ 
14, 17 oder 18 außer Ansatz. 2 Veräußerungsge-
winn im Sinne des Satzes 1 ist der Betrag, um den 
der Veräußerungspreis oder der an dessen Stelle 
tretende Wert nach Abzug der Veräußerungskos-
ten den Wert übersteigt, der sich nach den Vor-
schriften über die steuerliche Gewinnermittlung 
im Zeitpunkt der Veräußerung ergibt (Buchwert). 
3 Satz 1 gilt entsprechend für Gewinne aus der 
Auflösung oder der Herabsetzung des Nennkapi-
tals oder aus dem Ansatz des in § 6 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2 Satz 3 des Einkommensteuergesetzes be-
zeichneten Werts sowie Gewinne im Sinne des § 
21 Abs. 2 des Umwandlungssteuergesetzes. 
4 Die Sätze 1 und 3 gelten nicht, soweit der Anteil 
in früheren Jahren steuerwirksam auf den niedri-
geren Teilwert abgeschrieben und die Gewinn-
minderung nicht durch den Ansatz eines höheren 
Werts ausgeglichen worden ist. 5 Veräußerung im 
vorstehenden Sinne ist auch die verdeckte Einla-
ge. Satz 4 gilt außer für Gewinne aus dem An-
satz mit dem Wert, der sich nach § 6 Abs. 1 
Nr. 2 Satz 3 ergibt, auch für steuerwirksam 
vorgenommene Abzüge nach § 6b des Ein-
kommensteuergesetzes und ähnliche Abzüge. 
 
[…] 
 
(4) weggefallen 
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findet oder 
2. soweit die Anteile nicht unmittelbar oder mit-
telbar auf einer Einbringung im Sinne des § 20 
Abs. 1 Satz 1 oder § 23 Abs. 1 bis 3 des Um-
wandlungssteuergesetzes und auf einer Einbrin-
gung durch einen nicht von Absatz 2 begünstigten 
Steuerpflichtigen innerhalb der in Nummer 1 be-
zeichneten Frist beruhen. 
3 In den Fällen des Satzes 1 und 2 ist Absatz 3 
Satz 3 auf Gewinnminderungen anzuwenden, die 
im Zusammenhang mit den Anteilen entstehen. 
 
(5) […] 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(5) […] 
 
 

§ 11 KStG Auflösung und Abwicklung (Liquida-
tion) 
 
(1) 1 Wird eine unbeschränkt steuerpflichtige Ka-
pitalgesellschaft, eine unbeschränkt steuerpflich-
tige Erwerbs- oder Wirtschaftsgenossenschaft 
oder ein unbeschränkt steuerpflichtiger Versiche-
rungsverein auf Gegenseitigkeit nach der Auflö-
sung abgewickelt, so ist der im Zeitraum der Ab-
wicklung erzielte Gewinn der Besteuerung 
zugrunde zu legen. 2 Der Besteuerungszeitraum 
soll drei Jahre nicht übersteigen. 
 
(2) […] 
 
(7) 1Unterbleibt eine Abwicklung, weil über das 
Vermögen der Kapitalgesellschaft, der Erwerbs- 
oder Wirtschaftsgenossenschaft oder des Versi-
cherungsvereins auf Gegenseitigkeit das Insol-
venzverfahren eröffnet worden ist, sind die Ab-
sätze 1 bis 6 sinngemäß anzuwenden. 
 
 

§ 11 KStG Auflösung und Abwicklung (Liquida-
tion) 
 
(1) 1 Wird ein unbeschränkt Steuerpflichtiger 
im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1, 2 oder 3 nach der 
Auflösung abgewickelt, so ist der im Zeitraum 
der Abwicklung erzielte Gewinn der Besteuerung 
zugrunde zu legen. 2 Der Besteuerungszeitraum 
soll drei Jahre nicht übersteigen. 
 
 
 
 
(2) […] 
 
(7) 1Unterbleibt eine Abwicklung, weil über das 
Vermögen des unbeschränkt Steuerpflichtigen 
im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1, 2 oder 3 das In-
solvenzverfahren eröffnet worden ist, sind die 
Absätze 1 bis 6 sinngemäß anzuwenden. 
 

§ 12 KStG Verlegung der Geschäftsleitung ins 
Ausland 
 
(1) 1Verlegt eine unbeschränkt steuerpflichtige 
Körperschaft oder Vermögensmasse ihre Ge-
schäftsleitung und ihren Sitz oder eines von bei-
den ins Ausland und scheidet sie dadurch aus der 
unbeschränkten Steuerpflicht aus, so ist § 11 ent-
sprechend anzuwenden. 2 An die Stelle des zur 
Verteilung kommenden Vermögens tritt der ge-
meine Wert des vorhandenen Vermögens. 3 Ver-
legt eine unbeschränkt steuerpflichtige Personen-
vereinigung ihre Geschäftsleitung ins Ausland, so 
gelten die Sätze 1 und 2 entsprechend. 
 
(2) 1Absatz 1 gilt entsprechend, wenn die inländi-
sche Betriebsstätte einer beschränkt steuerpflich-

§ 12 Verlust des Besteuerungsrechts der Bun-
desrepublik Deutschland 
 
(1) 1Wird bei der Körperschaft, Personenvereini-
gung oder Vermögensmasse das Besteuerungs-
recht der Bundesrepublik Deutschland hinsicht-
lich des Gewinns aus der Veräußerung oder der 
Nutzung eines Wirtschaftsguts ausgeschlossen 
oder beschränkt, gilt dies als Veräußerung oder 
Überlassung des Wirtschaftsguts zum gemeinen 
Wert; §§ 4 Abs. 1 Satz 4, 15 Abs. 1a des Ein-
kommensteuergesetzes gelten entsprechend.  
 
(2) 1Wird das Vermögen einer beschränkt 
steuerpflichtigen Körperschaft, Personenver-
einigung oder Vermögensmasse als Ganzes 
auf eine andere Körperschaft desselben aus-
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tigen Körperschaft, Personenvereinigung oder 
Vermögensmasse aufgelöst oder ins Ausland ver-
legt wird. 2 Satz 1 gilt auch, wenn das Vermögen 
der Betriebsstätte als Ganzes auf einen anderen 
übertragen wird, es sei denn, die Übertragung 
erfolgt im Ausland zu Buchwerten durch einen 
Vorgang, der einer Verschmelzung auf eine ande-
re Körperschaft im Sinne des § 2 des Umwand-
lungsgesetzes vergleichbar ist und das Besteue-
rungsrecht der Bundesrepublik Deutschland geht 
nicht verloren. 3 Unberührt bleiben die Regelun-
gen des Umwandlungssteuergesetzes 

ländischen Staates durch einen Vorgang ü-
bertragen, der einer Verschmelzung im Sinne 
des § 2 des Umwandlungsgesetzes vergleich-
bar ist, sind die übergehenden Wirtschaftsgü-
ter abweichend von Absatz 1 mit dem Buch-
wert anzusetzen, soweit 
 
1. sichergestellt ist, dass sie später bei der 

übernehmenden Körperschaft der Be-
steuerung mit Körperschaftsteuer unter-
liegen, 

 
2. das Recht der Bundesrepublik Deutsch-

land hinsichtlich der Besteuerung der ü-
bertragenen Wirtschaftsgüter bei der ü-
bernehmenden Körperschaft nicht be-
schränkt wird, 

 
3. eine Gegenleistung nicht gewährt wird 

oder in Gesellschaftsrechten besteht und 
 

4. wenn der übernehmende und der über-
tragende Rechtsträger nicht die Voraus-
setzungen des § 1 Abs. 2 Satz 1 und 2 des 
Umwandlungssteuergesetzes erfüllen. 

 
2 Wird das Vermögen einer Körperschaft 
durch einen Vorgang im Sinne des Satzes 1 
auf eine andere Körperschaft übertragen, gilt 
§ 13 des Umwandlungssteuergesetzes für die 
Besteuerung der Anteilseigner der übertra-
genden Körperschaft entsprechend. 
 
 
(3) 1Verlegt eine Körperschaft, Vermögens-
masse oder Personenvereinigung ihre Ge-
schäftsleitung oder ihren Sitz und scheidet 
dadurch aus der unbeschränkten Steuer-
pflicht in einem Mitgliedstaats der Europäi-
schen Union oder einem Staat aus, auf den 
das Abkommen über den Europäischen Wirt-
schaftsraum Anwendung findet, gilt sie als 
aufgelöst, und § 11 ist entsprechend anzu-
wenden. 2 Gleiches gilt, wenn die Körper-
schaft, Vermögensmasse oder Personenverei-
nigung auf Grund eines Abkommens zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung infolge 
der Verlegung des Sitzes oder der Geschäft-
leitung als außerhalb des Hoheitsgebietes der 
in Satz 1 genannten Staaten ansässig anzuse-
hen ist. 3 An die Stelle des zur Verteilung 
kommenden Vermögens tritt der gemeine 
Wert des vorhandenen Vermögens. 
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§ 14 KStG Aktiengesellschaft oder Kommanditge-
sellschaft auf Aktien als Organgesellschaft 
 
(1) 1Verpflichtet sich eine Aktiengesellschaft oder 
Kommanditgesellschaft auf Aktien mit Geschäfts-
leitung und Sitz im Inland (Organgesellschaft) 
durch einen Gewinnabführungsvertrag im Sinne 
des § 291 Abs. 1 des Aktiengesetzes, ihren gan-
zen Gewinn an ein einziges anderes gewerbliches 
Unternehmen abzuführen, so ist das Einkommen 
der Organgesellschaft, soweit sich aus § 16 nichts 
anderes ergibt, dem Träger des Unternehmens 
(Organträger) zuzurechnen, wenn die folgenden 
Voraussetzungen erfüllt sind: 

§ 14 KStG Aktiengesellschaft oder Kommanditge-
sellschaft auf Aktien als Organgesellschaft 
 
(1) 1Verpflichtet sich eine Europäische Gesell-
schaft, Aktiengesellschaft oder Kommanditge-
sellschaft auf Aktien mit Geschäftsleitung und 
Sitz im Inland (Organgesellschaft) durch einen 
Gewinnabführungsvertrag im Sinne des § 291 
Abs. 1 des Aktiengesetzes, ihren ganzen Gewinn 
an ein einziges anderes gewerbliches Unterneh-
men abzuführen, so ist das Einkommen der Or-
gangesellschaft, soweit sich aus § 16 nichts ande-
res ergibt, dem Träger des Unternehmens (Organ-
träger) zuzurechnen, wenn die folgenden Voraus-
setzungen erfüllt sind: 

 § 15 KStG 
 
1 (Abs. 1) Nr. 2§ 8b Abs. 1 bis 6 dieses Geset-
zes, sowie § 4 Abs. 6 des Umwandlungssteuer-
gesetzes sind bei der Organgesellschaft nicht 
anzuwenden. Sind in dem dem Organträger 
zugerechneten Einkommen Bezüge, Gewinne 
oder Gewinnminderungen im Sinne des § 8b 
Abs. 1 bis 3 dieses Gesetzes oder mit solchen 
Beträgen zusammenhängende Ausgaben im 
Sinne des § 3c Abs. 2 des Einkommensteuerge-
setzes oder ein Übernahmeverlust im Sinne des 
§ 4 Abs. 6 des Umwandlungssteuergesetzes 
enthalten, sind § 8b dieses Gesetzes, § 4 Abs. 6 
des Umwandlungssteuergesetzes, sowie § 3 
Nr. 40 und § 3c Abs. 2 des Einkommensteuer-
gesetzes bei der Ermittlung des Einkommens 
des Organträgers anzuwenden 
 

§ 27 KStG Nicht in das Nennkapital geleistete 
Einlagen 
 
(1) 1 Die unbeschränkt steuerpflichtige Kapitalge-
sellschaft hat die nicht in das Nennkapital geleis-
teten Einlagen am Schluss jedes Wirtschaftsjahrs 
auf einem besonderen Konto (steuerliches Einla-
gekonto) auszuweisen. 2 Das steuerliche Einlage-
konto ist ausgehend von dem Bestand am Ende 
des vorangegangenen Wirtschaftsjahrs um die 
jeweiligen Zu- und Abgänge des Wirtschaftsjahrs 
fortzuschreiben. 3 Leistungen der Kapitalgesell-
schaft mit Ausnahme der Rückzahlung von 
Nennkapital im Sinne von § 28 Abs. 2 Satz 2 
mindern das steuerliche Einlagekonto nur, soweit 
die Summe der im Wirtschaftsjahr erbrachten 
Leistungen den auf den Schluss des vorangegan-
genen Wirtschaftsjahrs ermittelten ausschüttbaren 

§ 27 KStG Nicht in das Nennkapital geleistete 
Einlagen 
 
(1) 1 Die unbeschränkt steuerpflichtige Kapitalge-
sellschaft hat die nicht in das Nennkapital geleis-
teten Einlagen am Schluss jedes Wirtschaftsjahrs 
auf einem besonderen Konto (steuerliches Einla-
gekonto) auszuweisen. 2 Das steuerliche Einlage-
konto ist ausgehend von dem Bestand am Ende 
des vorangegangenen Wirtschaftsjahrs um die 
jeweiligen Zu- und Abgänge des Wirtschaftsjahrs 
fortzuschreiben. 3 Leistungen der Kapitalgesell-
schaft mindern das steuerliche Einlagekonto 
unabhängig von ihrer handelsrechtlichen 
Einordnung nur, soweit sie den auf den 
Schluss des vorangegangenen Wirtschafts-
jahrs ermittelten ausschüttbaren Gewinn O-
bersteigen (Einlagenrückgewähr). 4 Der Be-
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Gewinn übersteigt. 4 Als ausschüttbarer Gewinn 
gilt das um das gezeichnete Kapital geminderte in 
der Steuerbilanz ausgewiesene Eigenkapital ab-
züglich des Bestands des steuerlichen Einlage-
kontos. 5 Ist für die Leistung der Kapitalgesell-
schaft die Minderung des Einlagekontos beschei-
nigt worden, bleibt die der Bescheinigung 
zugrunde gelegte Verwendung unverändert. 
 
 
 
(2) 1Der unter Berücksichtigung der Zu- und Ab-
gänge des Wirtschaftsjahrs ermittelte Bestand des 
steuerlichen Einlagekontos wird gesondert festge-
stellt. 2 Der Bescheid über die gesonderte Fest-
stellung ist Grundlagenbescheid für den Bescheid 
über die gesonderte Feststellung zum folgenden 
Feststellungszeitpunkt. 
 
 
 
 
 
 
 
3Kapitalgesellschaften haben auf den Schluss je-
des Wirtschaftsjahrs Erklärungen zur gesonderten 
Feststellung von Besteuerungsgrundlagen ab-
zugeben. 4 Die Erklärungen sind von den in § 34 
der Abgabenordnung bezeichneten Personen ei-
genhändig zu unterschreiben. 
 
[…] 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

stand des steuerlichen Einlagekontos kann 
durch Leistungen nicht negativ werden. 5 Als 
ausschüttbarer Gewinn gilt das um das gezeichne-
te Kapital geminderte in der Steuerbilanz ausge-
wiesene Eigenkapital abzüglich des Bestands des 
steuerlichen Einlagekontos. 6 Ist für die Leistung 
der Kapitalgesellschaft die Minderung des Einla-
gekontos bescheinigt worden, bleibt die der Be-
scheinigung zugrunde gelegte Verwendung un-
verändert. 
 
(2) 1Der unter Berücksichtigung der Zu- und Ab-
gänge des Wirtschaftsjahrs ermittelte Bestand des 
steuerlichen Einlagekontos wird gesondert festge-
stellt. 2 Der Bescheid über die gesonderte Fest-
stellung ist Grundlagenbescheid für den Bescheid 
über die gesonderte Feststellung zum folgenden 
Feststellungszeitpunkt. 3Bei Eintritt in die unbe-
schränkte Steuerpflicht ist der Bestand der 
nicht in das Nennkapital geleisteten Einlagen 
auf den Zeitpunkt des Eintritts in die Steuer-
pflicht gesondert festzustellen; der gesondert 
festgestellte Bestand gilt als Bestand des steu-
erlichen Einlagekontos am Ende des vorange-
gangenen Wirtschaftsjahrs.  
4Kapitalgesellschaften haben auf den Schluss je-
des Wirtschaftsjahrs Erklärungen zur gesonderten 
Feststellung von Besteuerungsgrundlagen ab-
zugeben. 5 Die Erklärungen sind von den in § 34 
der Abgabenordnung bezeichneten Personen ei-
genhändig zu unterschreiben. 
 
 
(5) 1 Ist für eine Leistung der Kapitalgesell-
schaft die Minderung des Einlagekontos zu 
niedrig bescheinigt worden, bleibt die der Be-
scheinigung zugrunde gelegte Verwendung 
unverändert. 2 Ist für eine Leistung bis zum 
Tag der Bekanntgabe der erstmaligen Feststel-
lung im Sinne des Absatzes 2 zum Schluss des 
Wirtschaftsjahrs der Leistung eine Steuerbe-
scheinigung im Sinne des Absatzes 3 nicht er-
teilt worden, gilt der Betrag der Einlagen-
rückgewähr als mit 0 Euro bescheinigt. 3 In 
den Fällen der Sätze 1 und 2 ist eine Be-
richtigung oder erstmalige Erteilung von Steu-
erbescheinigungen im Sinne des Absatzes 3 
nicht zulässig. 4 In anderen Fällen ist die auf 
den überhöht ausgewiesenen Betrag der Einla-
genrückgewähr entfallende Kapitalertrag-
steuer durch Haftungsbescheid geltend zu ma-
chen; § 44 Abs. 5 Satz 1 zweiter Halbsatz des 
Einkommensteuergesetzes gilt insoweit nicht. 5 

Die Steuerbescheinigungen können berichtigt 
werden. Die Feststellung im Sinne des Absat-
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(7) 1 Die vorstehenden Absätze gelten sinngemäß 
für andere Körperschaften und Personenvereini-
gungen, die Leistungen im Sinne des § 20 Abs. 1 
Nummer 1, 9 und 10 des Einkommensteuergeset-
zes gewähren können. 

zes 2 für das Wirtschaftsjahr, in dem die ent-
sprechende Leistung erfolgt ist, ist an die der 
Kapitalertragsteuerhaftung nach Satz 4 zu-
grunde gelegte Einlagenrückgewähr anzu-
passen. 
 
[…] 
 
(7) 1 Die vorstehenden Absätze gelten sinnge-
mäß für andere unbeschränkt steuerpflichtige 
Körperschaften und Personenvereinigungen, 
die Leistungen im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 1, 
9 oder 10 des Einkommensteuergesetzes ge-
währen können. 
 
(8) 1 Eine Einlagenrückgewähr können auch 
Körperschaften oder Personenvereinigungen 
erbringen, die in einem anderen Staat der 
Europäischen Union der unbeschränkten 
Steuerpflicht unterliegen, wenn sie Leistun-
gen im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr.1 oder 9 des 
Einkommensteuergesetzes gewähren können. 
 
2 Die Einlagenrückgewähr ist in entsprechen-
der Anwendung der Absätze 1 bis 6 und der 
§§ 28 und 29 zu ermitteln. 3 Der als Leistung 
im Sinne des Satzes 1 zu berücksichtigende 
Betrag wird auf Antrag der Körperschaft o-
der Personenvereinigung für den jeweiligen 
Veranlagungszeitraum gesondert festgestellt. 
4 Der Antrag ist nach amtlich vorgeschriebe-
nem Vordruck bis zum Ende des Kalender-
jahrs zu stellen, das auf das Kalenderjahr 
folgt, in dem die Leistung erfolgt ist. 5 Zu-
ständig für die gesonderte Feststellung ist die 
Finanzbehörde, die im Zeitpunkt der Abgabe 
des Antrags nach § 20 der Abgabenordnung 
für die Besteuerung nach dem Einkommen 
örtlich zuständig ist. 6 Bei Körperschaften 
oder Personenvereinigungen, für die im Zeit-
punkt der Antragstellung nach § 20 Abga-
benordnung keine Finanzbehörde zuständig 
ist, ist abweichend von Satz 5 das Bundes-
zentralamt für Steuern zuständig. 7 Im An-
trag sind die für die Berechnung der Einla-
genrückgewähr erforderlichen Umstände 
darzulegen. 8 In die Bescheinigung nach Ab-
satz 3 ist das Aktenzeichen der nach Satz 5 
oder 6 zuständigen Behörde aufzunehmen. 
Soweit Leistungen nach Satz 1 nicht geson-
dert festgestellt worden sind, gelten sie als 
Gewinnausschüttung, die beim Anteilseigner 
zu Einnahmen im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 1 
oder 9 des Einkommensteuergesetzes führen. 
9 Bei der Rückzahlung von Nennkapital ist § 7 
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Abs. 2 des Kapitalerhöhungssteuergesetzes 
anzuwenden; eine Gutschrift auf dem steuer-
lichen Einlagekonto gem. § 28 Abs. 2 Satz 1 
ist insoweit nicht vorzunehmen. 
 
 

§ 28 KStG Umwandlung von Rücklagen in Nenn-
kapital und Herabsetzung des Nennkapitals 
 
[…] 
 
(2) 1 Im Fall der Herabsetzung des Nennkapitals 
oder der Auflösung der Körperschaft wird zu-
nächst der Sonderausweis zum Schluss des vo-
rangegangenen Wirtschaftsjahrs gemindert; ein 
übersteigender Betrag ist dem steuerlichen Einla-
gekonto gutzuschreiben, soweit die Einlage in das 
Nennkapital geleistet ist. 2 Die Rückzahlung des 
Nennkapitals gilt, soweit der Sonderausweis zu 
mindern ist, als Gewinnausschüttung, die beim 
Anteilseigner zu Bezügen im Sinne des § 20 Abs. 
1 Nr. 2 des Einkommensteuergesetzes führt; ein 
übersteigender Betrag ist vom Bestand des steuer-
lichen Einlagekontos abzuziehen. 
 
[…] 
 

§ 28 KStG Umwandlung von Rücklagen in Nenn-
kapital und Herabsetzung des Nennkapitals 
 
[…]  
 
(2) 1 Im Fall der Herabsetzung des Nennkapi-
tals oder der Auflösung der Körperschaft wird 
zunächst der Sonderausweis zum Schluss des 
vorangegangenen Wirtschaftsjahrs gemindert; 
ein übersteigender Betrag ist dem steuerlichen 
Einlagekonto gutzuschreiben, soweit die Ein-
lage in das Nennkapital geleistet ist. 2 Die 
Rückzahlung des Nennkapitals gilt, soweit der 
Sonderausweis zu mindern ist, als Gewinnaus-
schüttung, die beim Anteilseigner zu Bezügen 
im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 2 des Einkom-
mensteuergesetzes führt. 3 Ein den Sonderaus-
weis übersteigender Betrag ist vom positiven 
Bestand des steuerlichen Einlagekontos abzu-
ziehen. 4 Soweit der positive Bestand des steu-
erlichen Einlagekontos für den Abzug nach 
Satz 3 nicht ausreicht, gilt die Rückzahlung 
des Nennkapitals ebenfalls als Gewinnaus-
schüttung, die beim Anteilseigner zu Bezügen 
im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 2 des Einkom-
mensteuergesetzes führt 
 
 
[…] 
 
 

§ 29 KStG Kapitalveränderungen bei Umwand-
lungen 
 
[…] 
 
(5) 1 Die vorstehenden Absätze gelten sinngemäß 
für andere Körperschaften und Personenvereini-
gungen, die Leistungen im Sinne des § 20 Abs. 1 
Nr. 1, 9 und 10 des Einkommensteuergesetzes 
gewähren können. 

§ 29 KStG Kapitalveränderungen bei Umwand-
lungen 
 
[…] 
  
(5) 1 Die vorstehenden Absätze gelten sinnge-
mäß für andere unbeschränkt steuerpflichtige 
Körperschaften und Personenvereinigungen, 
die Leistungen im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 1, 
9 und 10 des Einkommensteuergesetzes ge-
währen können. 
 
(6) 1 War für die übertragende Körperschaft 
oder Personenvereinigung ein Einlagekonto 
bisher nicht festzustellen, tritt für die An-
wendung der vorstehenden Absätze an die 
Stelle des Einlagekontos der Bestand der 
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nicht in das Nennkapital geleisteten Einlagen 
zum Zeitpunkt des Vermögensübergangs. 
§ 27 Abs. 8 gilt entsprechend. 
 
 

§ 37 KStG Körperschaftsteuerguthaben und Kör-
perschaftsteuerminderung 
(1)  
1 Auf den Schluss des Wirtschaftsjahrs, das dem 
in § 36 Abs. 1 genannten Wirtschaftsjahr folgt, 
wird ein Körperschaftsteuerguthaben ermittelt. 2 
Das Körperschaftsteuerguthaben beträgt 1/6 des 
Endbestands des mit einer Körperschaftsteuer von 
40 vom Hundert belasteten Teilbetrags. 
(2)  
1 Das Körperschaftsteuerguthaben mindert sich 
vorbehaltlich des Absatzes 2a um jeweils 1 /6 der 
Gewinnausschüttungen, die in den folgenden 
Wirtschaftsjahren erfolgen und die auf einem den 
gesellschaftsrechtlichen Vorschriften entspre-
chenden Gewinnverteilungsbeschluss beruhen. 2 
Satz 1 gilt für Mehrabführungen im Sinne des § 
14 Abs. 3 entsprechend. 3 Die Körperschaftsteuer 
des Veranlagungszeitraums, in dem das Wirt-
schaftsjahr endet, in dem die Gewinnausschüttung 
erfolgt, mindert sich bis zum Verbrauch des Kör-
perschaftsteuerguthabens um diesen Betrag, 
letztmalig in dem Veranlagungszeitraum, in dem 
das 18. Wirtschaftsjahr endet, das auf das Wirt-
schaftsjahr folgt, auf dessen Schluss nach Absatz 
1 das Körperschaftsteuerguthaben ermittelt wird. 
4 Das verbleibende Körperschaftsteuerguthaben 
ist auf den Schluss der jeweiligen Wirtschaftsjah-
re, letztmals auf den Schluss des 17. Wirtschafts-
jahrs, das auf das Wirtschaftsjahr folgt, auf des-
sen Schluss nach Absatz 1 das Körperschaftsteu-
erguthaben ermittelt wird, fortzuschreiben und 
gesondert festzustellen. 5 § 27 Abs. 2 gilt entspre-
chend. 
(2a)  
1 Die Minderung ist begrenzt 
1. für Gewinnausschüttungen, die nach dem 11. 
April 2003 und vor dem 1. Januar 2006 erfolgen, 
jeweils auf 0 Euro; 
2. für Gewinnausschüttungen, die nach dem 31. 
Dezember 2005 erfolgen auf den Betrag, der auf 
das Wirtschaftsjahr der Gewinnausschüttung ent-
fällt, wenn das auf den Schluss des vorangegan-
genen Wirtschaftsjahrs festgestellte Körper-
schaftsteuerguthaben gleichmäßig auf die ein-
schließlich des Wirtschaftsjahrs der Gewinnaus-
schüttung verbleibenden Wirtschaftsjahre verteilt 
wird, für die nach Absatz 2 Satz 2 eine Körper-
schaftsteuerminderung in Betracht kommt. 
(3)  

§ 37 Körperschaftsteuerguthaben und Körper-
schaftsteuerminderung  
 

(4) 1 Das Körperschaftsteuerguthaben wird 
letztmalig auf den 31. Dezember 2006 ermit-
telt. Geht das Vermögen einer unbeschränkt 
steuerpflichtigen Körperschaft durch einen der 
in § 1 Abs. 1 des Umwandlungssteuergesetzes 
vom (BGBI. I S. ... [Ausfertigungsdatum und 
Seitenzahl der Verkündung sowie Seitenzahl 
zum Textbeginn von Artikel 6 des vorliegen-
den Gesetzes]) in der jeweils geltenden Fas-
sung genannten Vorgänge, bei denen die An-
meldung zur Eintragung in ein öffentliches 
Register nach dem [einsetzen: Tag der Ver-
kündung] erfolgt, ganz oder teilweise auf ei-
nen anderen Rechtsträger über, wird das 
Körperschaftsteuerguthaben bei der übertra-
genden Körperschaft letztmalig auf den vor 
dem 31. Dezember 2006 liegenden steuerli-
chen Übertragungsstichtag ermittelt. 2 Wird 
das Vermögen einer Körperschaft oder 
Personenvereinigung im Rahmen einer Li-
quidation im Sinne des § 11 nach dem [ein-
setzen: Tag der Verkündung] und vor dem 
31. Dezember 2006 verteilt, wird das Kör-
perschaftsteuerguthaben letztmalig auf den 
Stichtag ermittelt, auf den die Liquidations-
schlussbilanz erstellt wird. 3 Die Absätze 1 
bis 3 sind letztmals auf Gewinnausschüttungen 
und in den Fällen der Liquidation auf Li-
quidationsraten, andere Ausschüttungen 
und sonstige Leistungen anzuwenden, die vor 
dem 31. Dezember 2006 oder dem nach Satz 
2 maßgebenden Zeitpunkt erfolgt sind. 
 
(5) 1 Die Körperschaft hat innerhalb eines Aus-
zahlungszeitraums von 2008 bis 2017 einen 
Anspruch auf Auszahlung des Körperschafts-
teuerguthabens in 10 gleichen Jahresbeträ-
gen. 2 Der Anspruch entsteht mit Ablauf des 
31. Dezember 2006 oder des nach Absatz 4 
Satz 2 maßgebenden Tages. 3 Der Anspruch 
wird für den gesamten Auszahlungszeit-
raum festgesetzt. 4 Für das Jahr der Be-
kanntgabe des Bescheids und die vorange-
gangenen Jahre ist der Anspruch innerhalb 
eines Monats nach Bekanntgabe des Be-
scheids, für jedes weitere Jahr des Auszah-
lungszeitraums jeweils am 30. September 
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1 Erhält eine unbeschränkt steuerpflichtige Kör-
perschaft oder Personenvereinigung, deren Leis-
tungen bei den Empfängern zu den Einnahmen im 
Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 des Einkom-
mensteuergesetzes in der Fassung des Artikels 1 
des Gesetzes vom 20. Dezember 2001 (BGBl. I S. 
3858) gehören, Bezüge, die nach § 8b Abs. 1 bei 
der Einkommensermittlung außer Ansatz bleiben, 
und die bei der leistenden Körperschaft zu einer 
Minderung der Körperschaftsteuer geführt haben, 
erhöht sich bei ihr die Körperschaftsteuer und das 
Körperschaftsteuerguthaben um den Betrag der 
Minderung der Körperschaftsteuer bei der leis-
tenden Körperschaft. 2 Satz 1 gilt auch, wenn der 
Körperschaft oder Personenvereinigung die ent-
sprechenden Bezüge einer Organgesellschaft zu-
gerechnet werden, weil sie entweder Organträger 
ist oder an einer Personengesellschaft beteiligt ist, 
die Organträger ist. 3 Im Fall des § 4 des Um-
wandlungssteuergesetzes sind die Sätze 1 und 2 
entsprechend anzuwenden. 4 Die leistende Kör-
perschaft hat der Empfängerin die folgenden An-
gaben nach amtlich vorgeschriebenem Muster zu 
bescheinigen: 
1. den Namen und die Anschrift des Anteilseig-
ners, 
2. die Höhe des in Anspruch genommenen Kör-
perschaftsteuerminderungsbetrags, 
3. den Zahlungstag. 
5 § 27 Abs. 3 Satz 2, Abs. 4 und 5 gilt entspre-
chend. 6 Die Sätze 1 bis 4 gelten nicht für steuer-
befreite Körperschaften und Personenvereinigun-
gen im Sinne des § 5 Abs. 1 Nr. 9, soweit die 
Einnahmen in einem wirtschaftlichen Geschäfts-
betrieb anfallen, für den die Steuerbefreiung aus-
geschlossen ist. 
 
 

auszuzahlen. 5 Der Anspruch ist nicht verzins-
lich. 6 Die Festsetzungsfrist für die Festset-
zung des Anspruchs läuft nicht vor Ablauf 
des Jahres ab, in dem der letzte Jahresbe-
trag fällig geworden ist. 
  
(6) 1 Wird der Bescheid über die Festset-
zung des Anspruchs nach Absatz 5 aufge-
hoben oder geändert, wird der Betrag, um 
den der Anspruch, der sich aus dem geän-
derten Bescheid ergibt, die Summe der 
Auszahlungen, die bis zur Bekanntgabe des 
neuen Bescheides geleistet worden sind, ü-
bersteigt, auf die verbleibenden Fälligkeits-
termine des Auszahlungszeitraums verteilt. 
Ist die Summe der Auszahlungen, die bis 
zur Bekanntgabe des neuen Bescheides ge-
leistet worden sind, größer als der Auszah-
lungsanspruch, der sich aus dem geänder-
ten Bescheid ergibt, ist der Unter-
schiedsbetrag innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe des Bescheides zu entrichten. 
 

(7) 1 Erträge und Gewinnminderungen der 
Körperschaft, die sich aus der Anwendung des 
Absatzes 5 ergeben, gehören nicht zu den Ein-
künften im Sinne des Einkommensteuer-
gesetzes. Die Auszahlung ist aus den Einnah-
men an Körperschaftsteuer zu leisten 

§ 40 KStG Umwandlung und Liquidation 
 
[…] 

§ 40 KStG Umwandlung und Liquidation 
 
[…] 
 
(5) 1 Geht das Vermögen einer unbeschränkt 
steuerpflichtigen Körperschaft oder Personen-
vereinigungen durch einen der in § 1 Abs. 1 
Buchst. a des Umwandlungssteuergesetzes ge-
nannten Vorgänge auf eine nicht unbeschränkt 
steuerpflichtige Körperschaft über oder ver-
legt eine unbeschränkt steuerpflichtige Kör-
perschaft oder Personenvereinigungen ihren 
Sitz und endet dadurch ihre unbeschränkte 
Steuerpflicht, mindert oder erhöht sich die 
Körperschaftsteuer um den Betrag, der sich 
nach den §§ 37 und 38 ergeben würde, wenn 
das zum Übertragungsstichtag oder im Zeit-
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punkt des Wegfalls der unbeschränkten Steu-
erpflicht vorhandene Vermögen abzüglich des 
Betrags, der nach § 28 Abs. 2 Satz 1 in Ver-
bindung mit § 29 Abs. 1 dem steuerlichen Ein-
lagekonto gutzuschreiben ist, als am Übertra-
gungsstichtag oder im Zeitpunkt des Wegfalls 
der unbeschränkten Steuerpflicht für eine 
Ausschüttung verwendet gelten würde. 2 § 37 
Abs. 2a in der Fassung des Artikels 2 des Ge-
setzes vom 16. Mai 2003 (BGBI. I S. 660) ist 
nicht anzuwenden. 
(6) 1 Ist in den Fällen des Absatzes 5 die über-
nehmende Gesellschaft in einem anderen Mit-
gliedstaat der Europäischen Union unbe-
schränkt steuerpflichtig, geht das Körper-
schaftsteuerguthaben auf die übernehmende 
Gesellschaft über. 2 In diesen Fällen ist abwei-
chend von Absatz 5 § 37 anzuwenden; dies gilt 
auch bei der Sitzverlegung, wenn die Gesell-
schaft in einem anderen Mitgliedstaat der Eu-
ropäischen Union unbeschränkt steuerpflichtig 
wird. 3 Zur Festsetzung eines Erstattungsbe-
trags kann eine Körperschaftsteuerveranla-
gung beantragt werden. 4 Der Antrag ist bis 
zum 31. Mai des Jahres, das auf das Jahr der 
Gewinnausschüttung folgt, durch Abgabe ei-
ner Körperschaftsteuererklärung zu stellen. 
Zuständig ist die Finanzbehörde, die im Zeit-
punkt der Abgabe des Antrags nach § 20 der 
Abgabenordnung für die Besteuerung nach 
dem Einkommen örtlich zuständig ist. 5 Bei 
Körperschaften oder Personenvereinigungen, 
für die im Zeitpunkt der Antragstellung nach 
§ 20 der Abgabenordnung keine Finanzbehör-
de zu-ständig ist, ist abweichend von Satz 5 das 
Bundeszentralamt für Steuern zuständig. 
 
a)von der Körperschaftsteuer befreit wird, 

 
aufgelöst und abgewickelt wird, 
 
c) ihr Vermögen ganz oder teilweise auf 

eine Körperschaft oder Personenverei-
nigung überträgt, die in einem Staat au-
ßerhalb der Europäischen Union unbe-
schränkt steuerpflichtig ist, 

 
d) ihren Sitz oder Ort der Geschäftsleitung 

in einen Staat außerhalb der Europäi-
schen Union verlegt und dadurch ihre 
unbeschränkte Steuerpflicht innerhalb 
der Europäischen Union endet oder 

 
e) ihr Vermögen auf eine Personengesell-

schaft oder natürliche Person überträgt 
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(7) 1 In den in Absatz 6 Satz 1 genannten Fäl-
len ist der aufgrund der Anwendung des § 38 
nach Absatz 5 festgesetzte Betrag bis zum Ab-
lauf des nächsten auf die Bekanntgabe der 
Körperschaftsteuerfestsetzung folgenden Jah-
res zinslos zu stunden, soweit die überneh-
mende Körperschaft bis zum 31. Mai des 
nachfolgenden Jahres nachweist, dass sie bis 
zum Zeitpunkt der Fälligkeit keine Ausschüt-
tung der übernommenen unbelasteten Teilbe-
träge vorgenommen hat. 2 Die Stundung ver-
längert sich jeweils um ein Jahr, soweit der in 
Satz 1 genannte Nachweis erbracht wird, 
letztmals bis zum Schluss des Wirtschafts-
jahrs, das nach dem 31. Dezember 2018 endet. 
3 Auf diesen Zeitpunkt gestundete Beträge 
werden nicht erhoben, soweit der in Satz 1 
genannte Nachweis erbracht wird. Die Stun-
dung ist zu widerrufen, wenn die aufnehmen-
de Körperschaft oder deren Rechtsnachfol-
ger, ihr Vermögen auf eine Körperschaft ü-
berträgt, die in einem Staat außerhalb der 
Europäischen Union unbeschränkt steuer-
pflichtig ist oder wenn die aufnehmende Kör-
perschaft ihren Sitz in einen Staat außerhalb 
der Europäischen Union verlegt und dadurch 
ihre unbeschränkte Steuerpflicht innerhalb 
der Europäischen Union endet. Satz 4 gilt ent-
sprechend, für die in Absatz 6 genannten Fäl-
le der Sitzverlegung. 

 


